Rechtsprechung: (Zusammenarbeit mit) Kliniken, Krankenhäusern, Sanatorien 

(Zusammenarbeit mit) Kliniken, Krankenhäusern, Kureinrichtungen, Sanatorien

	Die nachfolgende Zusammenstellung von Rechtsprechung und Verwaltungshinweisen zu speziellen Steuerfragen im Bereich der Heilberufe soll eine Arbeitshilfe für die Erstberatung und eine Recherchehilfe für die individuelle gutachtliche Beurteilung im jeweiligen Beratungsfall sein. Die Anordnung erfolgt in zeitlicher Reihenfolge, wobei jeweils die neuesten Quellen hinten stehen. Das bedeutet keine Stellungnahme zur aktuellen Rechtslage oder dass ein neueres Urteil „besser“ oder aktueller ist als ein älteres: Wie jeder Fachmann weiß, kann ein Finanzgerichtsurteil jederzeit durch eine BFH-Rechtsprechung überholt sein und ein BFH-Urteil durch eine Verwaltungsregelung (Nichtanwendungserlass) oder auch durch eine rückwirkende Gesetzesänderung im konkreten Anwendungsfall nicht anwendbar sein.

	Für Korrekturen, ergänzende Hinweise und Anregungen sind die Autoren dankbar!


	Rechtsprechung
	Ist eine von einem Arzt betriebene Klinik, ein Kurheim oder Sanatorium ein Gewerbebetrieb, so gehören auch seine im Rahmen dieses Betriebs erzielten Einnahmen aus ärztlichen Leistungen zu den Einnahmen aus Gewerbebetrieb.
	BFH, Urt. v. 12.11.1964 – IV 153/64 U

	Rechtsprechung
	Übt eine Personengesellschaft neben einer freiberuflichen auch eine gewerbliche Tätigkeit aus, so ist die Tätigkeit auch dann infolge der „Abfärberegelung“ des § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG insgesamt als gewerblich anzusehen, wenn die gewerbliche Tätigkeit von der Gewerbesteuer befreit ist. Die Gewerbesteuerbefreiung erstreckt sich in solchen Fällen jedoch auch auf die Tätigkeit, die ohne die „Abfärbung“ freiberuflich wäre.
	BFH, Urt. 30.08.2001 – IV R 43/00

	Rechtsprechung
	1. Ein Arzt, der eine Privatklinik betreibt, erzielt jedenfalls dann gewerbliche Einkünfte aus dem Betrieb der Klinik und freiberufliche Einkünfte aus den von ihm erbrachten stationären ärztlichen Leistungen, wenn die Leistungen der Klinik einerseits und die ärztlichen Leistungen andererseits gesondert abgerechnet werden (Abgrenzung zu BFH, Urt. v. 12.11.1964 – IV 153/64 U, BFHE 81, 246, BStBl III 1965, 90). 

2. Der Gewinn aus dem Klinikbetrieb als solchem ist nicht von der Gewerbesteuer befreit, wenn die Patienten der Privatklinik ausschließlich auch ärztliche Wahlleistungen gem. § 7 BPflV 1985 in Anspruch nehmen.
	BFH, Urt. v. 02.10.2003 – IV R 48/01

	Verfügung
	Wirtschaftliche Geschäftsbetriebe bei Krankenhäusern
	OFD Düsseldorf, Vfg. v. 19.04.2005 – S-2729 A - St 133

	Rechtsprechung
	1. Die Personalgestellung durch ein Krankenhaus an eine Arztpraxis kann ein mit dem Betrieb des Krankenhauses eng verbundener, nach § 4 Nr. 16 Buchst. b) UStG 1993 steuerfreier Umsatz sein, z.B. wenn das Krankenhaus medizinische Großgeräte der Arztpraxis unentgeltlich durch eigenes Personal nutzen darf und im Gegenzug sein Personal zur Bedienung der Geräte auch für die Nutzung durch die Arztpraxis gegen Kostenerstattung überlässt. 

2. Ein mit dem Betrieb des Krankenhauses eng verbundener Umsatz kann danach ausnahmsweise auch dann vorliegen, wenn die Arztpraxis nicht nur die Krankenhauspatienten, sondern auch andere Patienten versorgt. Ob ein derartiger Ausnahmefall vorliegt, kann nur unter Gesamtwürdigung aller Umstände des Einzelfalls beurteilt werden (Anschluss an BFH, Urt. v. 18.01.2005 – V R 35/02, BFHE 208, 486, BStBl II, 507).
	BFH, Urt. v. 25.01.2006 – V R 46/04

	Verwaltungsanweisung
	Umsatzsteuerbefreiung für ambulante Pflegeeinrichtungen
	BMF-Schreiben v. 26.10.2010 – IV D 3 - S 7170/10/10010

	Verwaltungsanweisung
	Ermäßigter Steuersatz nach § 12 Abs. 2 Nr. 9 UStG für Leistungen aus der Bereitstellung von Kureinrichtungen (Kurtaxe)
	BMF-Schreiben v. 02.08.2011 – IV D 2 - S 7243/11/10001

	Rechtsprechung
	Keine Gemeinnützigkeit eines ausgegliederten Krankenhauslabors 

Eine von gemeinnützigen Krankenhausträgern gegründete GmbH, die die Laborleistungen für die Krankenhäuser erbringt, verfolgt selbst nicht unmittelbar gemeinnützige oder mildtätige Zwecke.
	BFH, Urt. v. 06.02.2013 – I R 59/11

	Rechtsprechung
	Verabreichung von Zytostatika an ambulant behandelte Patienten eines Krankenhauses 

Die Verabreichung von Zytostatika im Rahmen einer ambulant in einem Krankenhaus durchgeführten ärztlichen Heilbehandlung, die dort individuell für den einzelnen Patienten in einer Apotheke dieses Krankenhauses hergestellt werden, ist als ein mit der ärztlichen Heilbehandlung eng verbundener Umsatz gem. § 4 Nr. 16 Buchst. b) UStG steuerfrei (entgegen Abschn. 100 Abs. 3 Nr. 4 UStR 2005 und Abschn. 4.14.6 Abs. 3 Nr. 3 UStAE).
	BFH, Urt. v. 24.09.2014 – V R 19/11

	Verwaltungsanweisung
	Üben Krankenhäuser wirtschaftliche Tätigkeiten aus, die nicht nach § 67 AO (vgl. auch AEAO zu § 67 AO) dem Zweckbetrieb „Krankenhaus“ zuzurechnen sind, so ist gesondert zu prüfen, ob insoweit ein eigenständiger steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb (wiG) oder ein weiterer Zweckbetrieb nach Maßgabe der §§ 65, 66 oder 68 AO vorliegt.
	OFD Frankfurt/Main v. 20.07.2016 – S-0186 A - 6 - St 53, DStR 2016, 1994

	Rechtsprechung
	Fehlende Selbstlosigkeit einer zu steuerbegünstigten Finanzierungszwecken zwischengeschalteten gGmbH 
Eine Körperschaft ist dann nicht selbstlos tätig, wenn sie die durch Spenden ihrer Gesellschafter erlangten (nicht gebundenen) Vermögensmittel ausschließlich und von vornherein zur Finanzierung einer von diesen Gesellschaftern beherrschten Personengesellschaft einsetzt.
	BFH, Urt. v. 22.08.2019 – V R 67/16; BStBl II 2020, 40
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